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7. Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich nach
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4. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
16. Dezember 1986 betreffend den Geltungs-
bereich der Konvention zur Beseitigung jeder

Form von Diskriminierung der Frau

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zur
Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskri-
minierung der Frau (BGBl. Nr. 443/1982, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 296/1986) hinterlegt:

Datum der Hinterlegung
Staaten: der Ratifikations- bzw.

Beitrittsurkunde:

Angola 17. September 1986
Finnland 4. September 1986
Irak 13. August 1986
Kostarika 4. April 1986
Vereinigtes Königreich 7. April 1986

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung der Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde
folgende Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen
abgegeben:

IRAK

„Der Beitritt zu diesem Übereinkommen bedeu-
tet nicht, daß der Irak durch die Bestimmungen des
Art. 2 lit. f und g, des Art. 9 Abs. 1 und 2 und des
Art. 16 des Übereinkommens gebunden ist. Der
Vorbehalt zum letztgenannten Artikel erfolgt unbe-
schadet der Bestimmungen des islamischen Sha-
riahrechts, das Frauen die gleichen Rechte wie die

ihrer Ehegatten zugesteht, damit ein gerechtes
Gleichgewicht zwischen ihnen gewährleistet ist.
Der Irak legt auch einen Vorbehalt zu Art. 29
Abs. 1 des Übereinkommens in bezug auf den
Grundsatz des internationalen Schlichtungsverfah-
rens im Zusammenhang mit der Auslegung oder
Anwendung dieses Übereinkommens ein."

VEREINIGTES KÖNIGREICH

A. Vorbehalte und Erklärungen im Namen des Ver-
einigten Königreiches von Großbritannien und
Nordirland:

(a) Das Vereinigte Königreich geht davon aus,
daß das Hauptziel der Konvention gemäß der in
Art. 1 enthaltenen Definition die Reduzierung der
Diskriminierung der Frau nach Maßgabe dieses
Artikels ist und erklärt somit seine Auffassung, daß
sich durch diese Konvention keinerlei Notwendig-
keit ergibt, bestehende Gesetze, Vorschriften, Bräu-
che oder Praktiken, nach denen Frauen, sei es
kurz- oder langfristig, gegenüber Männern bevor-
zugt behandelt werden müssen, aufzuheben oder
abzuändern; die unter Art. 4 Abs. 1 sowie unter
anderen Bestimmungen dieser Konvention einge-
gangenen Verpflichtungen des Vereinigten König-
reiches sind dementsprechend auszulegen.

(b) Das Vereinigte Königreich behält sich das
Recht vor, die Bestimmungen des Gesetzes über die
Diskriminierung auf Grund des Geschlechtes von
1975, des Arbeitsschutz(Konsolidierungs)gesetzes
von 1978, des Arbeitsgesetzes von 1980, der Ver-
ordnung über die Diskriminierung auf Grund des
Geschlechtes (Nordirland) von 1976, der Sozial-
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partnerschaftsverordnung (Nr. 2) (Nordirland) von
1976, der Sozialpartnerschaftsverordnung (Nordir-
land) von 1982, des Gesetzes über gleiche Entloh-
nung von 1970 (in der geänderten Fassung) und
des Gesetzes über gleiche Entlohnung (Nordirland)
von 1970 (in der geänderten Fassung), einschließ-
lich der in diesen Gesetzen und Verordnungen ent-
haltenen Ausnahmen und Befreiungen, als geeig-
nete Maßnahmen für die tatsächliche Verwirkli-
chung der Ziele dieser Konvention angesichts der
im Vereinigten Königreich herrschenden sozialen
und wirtschaftlichen Verhältnisse anzusehen und
demgemäß diese Bestimmungen weiterhin anzu-
wenden; dieser Vorbehalt gilt ebenso für alle
zukünftigen Gesetze, die die oben erwähnten
Gesetze und Verordnungen abändern oder erset-
zen, unter der Voraussetzung, daß sich die Bestim-
mungen dieser Gesetze mit den Verpflichtungen,
die das Vereinigte Königreich unter dieser Konven-
tion eingegangen ist, vereinbaren lassen.

(c) Hinsichtlich der in Art. 1 enthaltenen Defini-
tion erfolgt die Ratifikation seitens des Vereinigten
Königreiches unter der Voraussetzung, daß sich
keine der unter dieser Konvention eingegangenen
Verpflichtungen auf die erbrechtlichen Ansprüche
auf den Thron, die Peerswürde, Ehrentitel, soziale
Vorrechte oder Wappen bzw. deren Besitz und
Nutzung oder auf die Angelegenheiten religiöser
Gemeinschaften bzw. Orden oder auf die Auf-
nahme in die Streitkräfte der Krone bzw. den
Dienst in diesen ausdehnt.

(d) Das Vereinigte Königreich behält sich das
Recht vor, jene Einwanderungsgesetze, die die Ein-
reise in das Vereinigte Königreich sowie den Auf-
enthalt in und die Ausreise aus diesem regeln, wei-
terhin anzuwenden, sofern dies von Zeit zu Zeit für
nötig erachtet werden sollte, und demgemäß
erfolgt die Annahme des Art. 15 Abs. 4 sowie der
anderen Bestimmungen dieser Konvention vorbe-
haltlich der Bestimmungen derartiger Gesetze in
bezug auf Personen, die nach der Rechtslage des
Vereinigten Königreiches zum betreffenden Zeit-
punkt kein Recht haben, in das Vereinigte König-
reich einzureisen und sich dort aufzuhalten.

Artikel 1

Mit Bezugnahme auf die Bestimmungen des
Gesetzes über die Diskriminierung auf Grund des
Geschlechtes von 1975 sowie auf andere entspre-
chende Gesetze nimmt das Vereinigte Königreich
den Art. 1 nur unter dem Vorbehalt an, daß der
Wortlaut „gleich, welchen Familienstands" nicht
dahingehend auszulegen ist, daß etwaige Unter-
schiede in der Behandlung alleinstehender Perso-
nen und verheirateter Personen als diskriminierend
gelten, solange die Gleichbehandlung von verheira-
teten Männern und verheirateten Frauen sowie von
alleinstehenden Männern und alleinstehenden
Frauen gewährleistet ist.

Artikel 2

Angesichts der beträchtlichen Fortschritte, die im
Vereinigten Königreich hinsichtlich der Förderung
der schrittweisen Beseitigung der Diskriminierung
der Frau bereits gemacht wurden, behält sich das
Vereinigte Königreich das Recht vor, unbeschadet
der anderen Vorbehalte seitens des Vereinigten
Königreiches lit. f und g durchzuführen, indem
jene Gesetze und Vorschriften geprüft werden, die
noch immer wesentliche Unterschiede in der
Behandlung von Männern und Frauen beinhalten,
mit der Absicht, diese Gesetze und Vorschriften
abzuändern, sofern sich dies mit grundlegenden
und vorrangigen wirtschaftspolitischen Überlegun-
gen vereinbaren läßt. Hinsichtlich jener Arten der
Diskriminierung, die durch andere Bestimmungen
der Konvention mit größerer Entschiedenheit ver-
boten sind, sind (im Falle des Vereinigten Königrei-
ches) die unter diesem Artikel eingegangenen Ver-
pflichtungen im Zusammenhang mit den anderen in
bezug auf diese Bestimmungen erklärten Vorbe-
halte bzw. abgegebenen Erklärungen einschließlich
der in den obigen Abs. a bis d enthaltenen Erklä-
rungen und Vorbehalte zu verstehen.

In bezug auf lit. f und g dieses Artikels behält
sich das Vereinigte Königreich das Recht vor, sein
Gesetz in bezug auf Sexualverbrechen und Prosti-
tution weiterhin anzuwenden; dieser Vorbehalt gilt
gleichermaßen für alle zukünftigen Gesetze, die
dieses abändern oder ersetzen.

Artikel 9

Das Britische Staatsangehörigkeitsgesetz von
1981, das mit Jänner 1983 in Kraft trat, beruht auf
Prinzipien, die gemäß Art. 1 jedwede Diskriminie-
rung der Frau hinsichtlich des Erwerbs, Wechsels
oder der Beibehaltung ihrer Staatsangehörigkeit
bzw. der Staatsangehörigkeit ihrer Kinder untersa-
gen. Mit der Annahme des Art. 9 durch das Verei-
nigte Königreich verlieren bestimmte zeitweilige
oder Übergangsbestimmungen, die nach diesem
Zeitpunkt noch in Kraft bleiben, jedoch nicht an
Gültigkeit.

Das Vereinigte Königreich behält sich das Recht
vor, solche Schritte zu unternehmen, die notwendig
sind, um seinen unter Art. 2 des ersten Zusatzpro-
tokolles zur Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten, unterzeichnet in
Paris am 20. März 1952, sowie unter Art. 13 Abs. 3
des Internationalen Paktes über wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte, zur Unterzeichnung
aufgelegt in New York am 19. Dezember 1966, ein-
gegangenen Verpflichtungen in dem Maße nachzu-
kommen, daß gemäß diesen Bestimmungen die
Freiheit der Eltern, für die Erziehung ihrer Kinder
die entsprechende Schule auszuwählen, gewährlei-
stet ist; weiters behält sich das Vereinigte König-
reich das Recht vor, keinerlei Maßnahmen zu
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ergreifen, die im Widerspruch zu seiner unter
Art. 13 Abs. 4 des besagten Paktes eingegangenen
Verpflichtung stehen, nach der die Freiheit natürli-
cher und juristischer Personen, Bildungseinrichtun-
gen zu schaffen und zu leiten, sofern bestimmte
Grundsätze und Normen beachtet werden, nicht
beeinträchtigt werden darf.

Darüber hinaus kann das Vereinigte Königreich
die unter Art. 10 lit. c eingegangenen Verpflichtun-
gen nur im Rahmen der gesetzlichen Befugnis der
Zentralregierung annehmen, da die Erstellung von
Lehrplänen, sowie die Bereitstellung von Lehrbü-
chern und Lehrmethoden in den Zuständigkeitsbe-
reich lokaler Behörden fallen und nicht von der
Zentralregierung gebilligt werden müssen; weiters
erfolgt die Annahme des Zieles, die Koedukation
zu fördern, unbeschadet des Rechtes des Vereinig-
ten Königreiches, auch andere Arten der Erziehung
zu fördern.

Artikel 11

Das Vereinigte Königreich versteht den in Abs. 1
lit. a enthaltenen Ausdruck „Recht auf Arbeit" als
Bezugnahme auf den Ausdruck „Recht auf Arbeit",
wie er in anderen Menschenrechtsurkunden —
hauptsächlich in Art. 6 des Internationalen Paktes
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
vom 19. Dezember 1966 —, von denen das Verei-
nigte Königreich eine Vertragspartei ist, definiert
ist.

Das Vereinigte Königreich legt den Abs. 1 des
Art. 11 unter Berücksichtigung der Bestimmungen
von Art. 4 Abs. 2 dahingehend aus, daß er Verbote,
Einschränkungen oder Bedingungen hinsichtlich
der Beschäftigung von Frauen in bestimmten Berei-
chen bzw. hinsichtlich der von ihnen verrichteten
Arbeit in solchen Fällen nicht ausschließt, in denen
dies notwendig oder wünschenswert erscheint, um
die Gesundheit und Sicherheit von Frauen und
menschlichen Fötussen zu schützen; dies gilt auch
für Verbote, Einschränkungen oder Bedingungen,
die infolge anderer eingegangener internationaler
Verpflichtungen des Vereinigten Königreiches auf-
erlegt wurden; das Vereinigte Königreich erklärt,
daß im Falle eines Widerspruches zwischen den
unter der gegenständlichen Konvention eingegan-
genen Verpflichtungen und seinen unter der Kon-
vention über die Verwendung von Frauen zu
Untertagarbeiten in Bergwerken jeglicher Art
(ILO-Konvention Nr. 45) eingegangenen Ver-
pflichtungen die Bestimmungen der letzterwähnten
Konvention Vorrang haben.

Das Vereinigte Königreich behält sich das Recht
vor, alle Gesetze des Vereinigten Königreiches
sowie die Regelungen von Pensionskassen betref-
fend Altersrente, Leistungen an Hinterbliebene und
andere Leistungen in bezug auf Tod oder Ruhe-
stand (einschließlich Zwangspensionierung) unge-
achtet der Tatsache, ob sie aus einem Sozialversi-

cherungsplan abgeleitet wurden oder nicht, anzu-
wenden.

Dieser Vorbehalt gilt gleichermaßen für alle
zukünftigen Gesetze, die diese Gesetze abändern
oder ersetzen, bzw. für die Regelung von Pensions-
kassen, unter der Voraussetzung, daß sich die
Bestimmungen dieser Gesetze mit den unter dieser
Konvention eingegangenen Verpflichtungen des
Vereinigten Königreiches vereinbaren lassen.

Das Vereinigte Königreich behält sich das Recht
vor, die folgenden gesetzlichen Bestimmungen des
Vereinigten Königreiches in bezug auf die im fol-
genden angeführten Leistungen anzuwenden:

a) Sozialversicherungsleistungen an Personen,
die für eine schwerbehinderte Person sorgen,
gemäß Abschnitt 37 des Gesetzes über
Soziale Sicherheit von 1975 und Abschnitt 37
des Gesetzes über Soziale Sicherheit (Nordir-
land) von 1975;

b) Erhöhung der Leistungen an volljährige
Angehörige gemäß den Abschnitten 44 bis
47, 49 und 66 des Gesetzes über Soziale
Sicherheit von 1975 und den Abschnitten 44
bis 47, 49 und 66 des Gesetzes über Soziale
Sicherheit (Nordirland) von 1975;

c) Altersrente und Leistungen an Hinterblie-
bene gemäß den Gesetzen über Soziale
Sicherheit von 1975 bis 1982 und den
Gesetzen über Soziale Sicherheit (Nordir-
land) von 1975 bis 1982;

d) Haushaltseinkommenszulagen gemäß dem
Gesetz über Haushaltseinkommenszulagen
von 1970 und dem Gesetz über Haushaltsein-
kommenszulagen (Nordirland) von 1971.

Dieser Vorbehalt gilt gleichermaßen für alle
zukünftigen Gesetze, die irgendwelche der in den
obig angeführten Abschnitten a bis d enthaltenen
Bestimmungen abändern oder ersetzen, unter der
Voraussetzung, daß sich die Bestimmungen dieser
Gesetze mit den unter dieser Konvention eingegan-
genen Verpflichtungen des Vereinigten Königrei-
ches vereinbaren lassen.

Das Vereinigte Königreich behält sich das Recht
vor, hinsichtlich der Anwendung der in Art. 11
Abs. 2 enthaltenen Bestimmungen jedwede erfor-
derlichen nichtdiskriminierenden Maßnahmen hin-
sichtlich einer Anwartschaftszeit für Beschäftigung
oder Versicherungsleistungen zu ergreifen.

Artikel 13

Das Vereinigte Königreich behält sich das Recht
vor, unbeschadet der unter Art. 13 bzw. unter
jedem anderen maßgeblichen Artikel dieser Kon-
vention eingegangenen Verpflichtungen das Ein-
kommenssteuergesetz sowie das Gesetz über die
Kapitalzuwachssteuer weiterhin anzuwenden,
wonach:
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i) aus steuerrechtlichen Gründen das Einkom-
men einer verheirateten Frau, die mit ihrem
Mann einen gemeinsamen Haushalt führt, in
bezug auf die Steuerveranlagung für den
Zeitraum eines Jahres bzw. eines Teiles
eines Jahres als das Einkommen ihres Man-
nes und nicht als ihr eigenes Einkommen
betrachtet wird (vorbehaltlich des Rechtes
der Ehegatten, sich gemeinsam dafür zu ent-
scheiden, daß das Einkommen der Frau ver-
steuert wird, als wäre sie eine alleinstehende
Frau mit keinem anderen Einkommen); und

ii) der Ehemann für die Steuer hinsichtlich
eines solchen Einkommens sowie zu
besteuernder Gewinne, die einer solchen
verheirateten Frau zufließen, veranlagt wird
(vorbehaltlich des Rechtes jedes einzelnen
von ihnen, eine getrennte Steuerveranlagung
zu beantragen) und demzufolge (wenn ein
derartiger Antrag nicht erfolgt) nur der Ehe-
mann das Recht hat, gegen eine solche Ver-
anlagung Einspruch einzulegen und in die-
ser Sache vernommen zu werden bzw. sich
bei der Verhandlung über einen solchen
Einspruch vertreten zu lassen; und

iii) der Ehemann, der mit seiner Frau einen
gemeinsamen Haushalt führt bzw. dessen
Frau gänzlich von ihm unterhalten wird, das
Recht hat, für das Veranlagungsjahr einen
Betrag von seinem Gesamteinkommen abzu-
setzen, der größer ist als jener, der von
natürlichen Personen in jedem anderen Fall
abgesetzt werden kann, und eine natürliche
Person, deren Gesamteinkommen irgendein
Einkommen der Ehefrau miteinschließt, das
Recht hat, diesen Absetzbetrag um den
Betrag dieses Einkommens bzw. um einen
gesetzlich festgesetzten Betrag, zu erhöhen,
wobei der geringere Betrag maßgeblich ist.

Artikel 15

In bezug auf Art. 15 Abs. 2 geht das Vereinigte
Königreich davon aus, daß der Ausdruck „Rechts-
fähigkeit" lediglich die Existenz einer selbständigen
und gesonderten Rechtspersönlichkeit bedeutet.

In bezug auf Art. 15 Abs. 3 geht das Vereinigte
Königreich davon aus, daß es die Absicht dieser
Bestimmung ist, nur jene Bestimmungen bzw. jene
Teile eines Vertrages oder einer anderen privaten
Urkunde, die im Sinne dieses Absatzes als diskrimi-
nierend zu bezeichnen sind, als nichtig zu erklären,
nicht aber unbedingt den Vertrag bzw. die
Urkunde als Ganzes.

Artikel 16

In bezug auf Art. 16 Abs. 1 lit. f betrachtet das
Vereinigte Königreich die Bezugnahme auf die
Vorrangigkeit der Interessen der Kinder nicht als

direkt maßgeblich für die Beseitigung der Diskrimi-
nierung der Frau und erklärt in diesem Zusammen-
hang, daß die Gesetze des Vereinigten Königrei-
ches, die sich mit Adoption befassen, der Förderung
des Wohlergehens von Kindern zwar oberste Prio-
rität geben, jedoch den Interessen der Kinder nicht
dieselbe vorrangige Stellung einräumen, wie es hin-
sichtlich der Vormundschaft über Kinder der Fall
ist.

Die Annahme von Art. 16 Abs. 1 durch das Ver-
einigte Königreich wird nicht dahingehend ausge-
legt, daß dadurch entweder das Recht einer Person,
frei über ihr Vermögen zu verfügen, eingeschränkt
wird oder eine Person ein Recht auf Vermögen hat,
das Gegenstand einer solchen Einschränkung ist.

B. Vorbehalte und Erklärungen im Namen der Insel
Man, der Britischen Jungferninseln, der Falkland-
Inseln, von Südgeorgien, der Südlichen Sandwich-
Inseln und der Turcs- und Caicos-Inseln:

(a) Das Vereinigte Königreich geht davon aus,
daß das Hauptziel der Konvention gemäß der in
Art. 1 enthaltenen Definition die Reduzierung der
Diskriminierung der Frau nach Maßgabe dieses
Artikels ist und erklärt somit seine Auffassung, daß
sich durch diese Konvention keinerlei Notwendig-
keit ergibt, bestehende Gesetze, Vorschriften, Bräu-
che oder Praktiken, nach denen Frauen, sei es
kurz- oder langfristig, gegenüber Männern bevor-
zugt behandelt werden müssen, aufzuheben oder
abzuändern; die unter Art. 4 Abs. 1 sowie unter
anderen Bestimmungen dieser Konvention einge-
gangenen Verpflichtungen des Vereinigten König-
reiches sind dementsprechend auszulegen.

(b) Hinsichtlich der in Art. 1 enthaltenen Defini-
tion erfolgt die Ratifikation seitens des Vereinigten
Königreiches unter der Voraussetzung, daß sich
keine der unter dieser Konvention eingegangenen
Verpflichtungen auf die erbrechtlichen Ansprüche
auf den Thron, die Peerswürde, Ehrentitel, soziale
Vorrechte oder Wappen bzw. deren Besitz und
Nutzung oder auf die Angelegenheiten religiöser
Gemeinschaften bzw. Orden oder auf die Auf-
nahme in die Streitkräfte der Krone bzw. den
Dienst in diesen ausdehnt.

(c) Das Vereinigte Königreich behält sich das
Recht vor, jene Einwanderungsgesetze, die die Ein-
reise in diese Gebiete sowie den Aufenthalt in und
die Ausreise aus diesen regeln, weiterhin anzuwen-
den, sofern dies von Zeit zu Zeit für nötig erachtet
werden sollte, und demgemäß erfolgt die Annahme
des Art. 15 Abs. 4 sowie der anderen Bestimmun-
gen dieser Konvention vorbehaltlich der Bestim-
mungen derartiger Gesetze in bezug auf Personen,
die nach der Rechtslage dieser Gebiete zum betref-
fenden Zeitpunkt kein Recht haben, in diese einzu-
reisen und sich dort aufzuhalten.
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Artikel 1

Das Vereinigte Königreich nimmt den Art. 1 nur
unter dem Vorbehalt an, daß der Wortlaut „gleich,
welchen Familienstands" nicht dahingehend auszu-
legen ist, daß etwaige Unterschiede in der Behand-
lung alleinstehender Personen und verheirateter
Personen als diskriminierend gelten, solange die
Gleichbehandlung von verheirateten Männern und
verheirateten Frauen sowie von alleinstehenden
Männern und alleinstehenden Frauen gewährleistet
ist.

Artikel 2

Angesichts der beträchtlichen Fortschritte, die in
diesen Gebieten hinsichtlich der Förderung der
schrittweisen Beseitigung der Diskriminierung der
Frau bereits gemacht wurden, behält sich das Verei-
nigte Königreich das Recht vor, unbeschadet der
anderen Vorbehalte seitens des Vereinigten König-
reiches lit. f und g durchzuführen, indem jene
Gesetze und Vorschriften dieser Gebiete geprüft
werden, die noch immer wesentliche Unterschiede
in der Behandlung von Männern und Frauen bein-
halten, mit der Absicht, diese Gesetze und Vor-
schriften abzuändern, sofern sich dies mit grundle-
genden und vorrangigen wirtschaftspolitischen
Überlegungen vereinbaren läßt. Hinsichtlich jener
Arten der Diskriminierung, die durch andere
Bestimmungen der Konvention mit größerer Ent-
schiedenheit verboten sind, sind (im Falle dieser
Gebiete) die unter diesem Artikel eingegangenen
Verpflichtungen im Zusammenhang mit den ande-
ren in bezug auf diese Bestimmungen erklärten
Vorbehalte bzw. abgegebenen Erklärungen ein-
schließlich der in den obigen Abs. a bis d enthalte-
nen Erklärungen und Vorbehalte zu verstehen.

In Bezug auf lit. f und g dieses Artikels behält
sich das Vereinigte Königreich das Recht vor, die
Gesetze dieser Gebiete in bezug auf Sexualverbre-
chen und Prostitution weiterhin anzuwenden; die-
ser Vorbehalt gilt gleichermaßen für alle zukünfti-
gen Gesetze, die diese abändern oder ersetzen.

Artikel 9

Das Britische Staatsangehörigkeitsgesetz von
1981, das mit Jänner 1983 in Kraft trat, beruht auf
Prinzipien, die gemäß Art. 1 jedwede Diskriminie-
rung der Frau hinsichtlich des Erwerbs, Wechsels
oder der Beibehaltung ihrer Staatsangehörigkeit
bzw. der Staatsangehörigkeit ihrer Kinder untersa-
gen. Mit der Annahme des Art. 9 durch das Verei-
nigte Königreich verlieren bestimmte zeitweilige
oder Übergangsbestimmungen, die nach diesem
Zeitpunkt noch in Kraft bleiben, jedoch nicht an
Gültigkeit.

Das Vereinigte Königreich behält sich das Recht
vor, solche Schritte zu unternehmen, die notwendig
sind, um seinen unter Art. 2 des ersten Zusatzpro-
tokolles zur Konvention zum Schutze der Men-

schenrechte und Grundfreiheiten, unterzeichnet in
Paris am 20. März 1952, sowie unter Art. 13 Abs. 3
des Internationalen Paktes über wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte, zur Unterzeichnung
aufgelegt in New York am 19. Dezember 1966, ein-
gegangenen Verpflichtungen in dem Maße nachzu-
kommen, daß gemäß diesen Bestimmungen die
Freiheit der Eltern, für die Erziehung ihrer Kinder
die entsprechende Schule auszuwählen, gewährlei-
stet ist; weiters behält sich das Vereinigte König-
reich das Recht vor, keinerlei Maßnahmen zu
ergreifen, die im Widerspruch zu seiner unter
Art. 13 Abs. 4 des besagten Paktes eingegangenen
Verpflichtung stehen, nach der die Freiheit natürli-
cher oder juristischer Personen, Bildungseinrich-
tungen zu schaffen und zu leiten, sofern bestimmte
Grundsätze und Normen beachtet werden, nicht
beeinträchtigt werden darf.

Darüber hinaus kann das Vereinigte Königreich
die unter Art. 10 lit. c eingegangenen Verpflichtun-
gen nur im Rahmen der gesetzlichen Befugnis der
Zentralregierung annehmen, da die Erstellung von
Lehrplänen, sowie die Bereitstellung von Lehrbü-
chern und Lehrmethoden in den Zuständigkeitsbe-
reich lokaler Behörden fallen und nicht von der
Zentralregierung gebilligt werden müssen; weiters
erfolgt die Annahme des Zieles, die Koedukation
zu fördern, unbeschadet des Rechtes des Vereinig-
ten Königreiches, auch andere Arten der Erziehung
zu fördern.

Artikel 11

Das Vereinigte Königreich versteht den in Abs. 1
lit. a enthaltenen Ausdruck „Recht auf Arbeit" als
Bezugnahme auf den Ausdruck „Recht auf Arbeit",
wie er in anderen Menschenrechtsurkunden —
hauptsächlich in Art. 6 des Internationalen Paktes
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
vom 19. Dezember 1966 —, von denen das Verei-
nigte Königreich eine Vertragspartei ist, definiert
ist.

Das Vereinigte Königreich legt den Abs. 1 des
Art. 11 unter Berücksichtigung der Bestimmungen
von Art. 4 Abs. 2 dahingehend aus, daß er Verbote,
Einschränkungen oder Bedingungen hinsichtlich
der Beschäftigung von Frauen in bestimmten Berei-
chen bzw. hinsichtlich der von ihnen verrichteten
Arbeit in solchen Fällen nicht ausschließt, in denen
dies notwendig oder wünschenswert erscheint, um
die Gesundheit und Sicherheit von Frauen und
menschlichen Fötussen zu schützen; dies gilt auch
für Verbote, Einschränkungen oder Bedingungen,
die infolge anderer eingegangener internationaler
Verpflichtungen des Vereinigten Königreiches auf-
erlegt wurden; das Vereinigte Königreich erklärt,
daß im Falle eines Widerspruches zwischen den
unter der gegenständlichen Konvention eingegan-
genen Verpflichtungen und seinen unter der Kon-
vention über die Verwendung von Frauen zu
Untertagarbeiten in Bergwerken jeglicher Art

5
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(ILO-Konvention Nr. 45) eingegangenen Ver-
pflichtungen die Bestimmungen der letzterwähnten
Konvention Vorrang haben.

Das Vereinigte Königreich behält sich das Recht
vor, alle Gesetze dieser Gebiete sowie die Regelun-
gen von Pensionskassen betreffend Altersrente, Lei-
stungen an Hinterbliebene und andere Leistungen
in bezug auf Tod oder Ruhestand (einschließlich
Zwangspensionierung) ungeachtet der Tatsache, ob
sie aus einem Sozialversicherungsplan abgeleitet
wurden oder nicht, anzuwenden.

Dieser Vorbehalt gilt gleichermaßen für alle
zukünftigen Gesetze, die diese Gesetze abändern
oder ersetzen, bzw. für die Regelung von Pensions-
kassen, unter der Voraussetzung, daß sich die
Bestimmungen dieser Gesetze mit den unter dieser
Konvention eingegangenen Verpflichtungen des
Vereinigten Königreiches vereinbaren lassen.

Das Vereinigte Königreich behält sich das Recht
vor, die folgenden gesetzlichen Bestimmungen die-
ser Gebiete in bezug auf die im folgenden ange-
führten Leistungen anzuwenden:

a) Sozialversicherungsleistungen an Personen,
die für eine schwerbehinderte Person sorgen;

b) Erhöhung der Leistungen an volljährige
Angehörige;

c) Altersrente und Leistungen an Hinterblie-
bene;

d) Haushaltseinkommenszulagen.

Dieser Vorbehalt gilt gleichermaßen für alle
zukünftigen Gesetze, die irgendwelche der in den
obig angeführten Abschnitten a bis d enthaltenen
Bestimmungen abändern oder ersetzen, unter der
Voraussetzung, daß sich die Bestimmungen dieser
Gesetze mit den unter dieser Konvention eingegan-
genen Verpflichtungen des Vereinigten Königrei-
ches vereinbaren lassen.

Das Vereinigte Königreich behält sich das Recht
vor, hinsichtlich der Anwendung der in Art. 11
Abs. 2 enthaltenen Bestimmungen jedwede erfor-
derlichen nichtdiskriminierenden Maßnahmen hin-
sichtlich einer Anwartschaftszeit für Beschäftigung
oder Versicherungsleistungen zu ergreifen.

Artikel 13

Das Vereinigte Königreich behält sich das Recht
vor, unbeschadet der unter Art. 13 bzw. unter
jedem anderen maßgeblichen Artikel dieser Kon-
vention eingegangenen Verpflichtungen das Ein-
kommenssteuergesetz sowie das Gesetz über die
Kapitalzuwachssteuer weiterhin anzuwenden,
wonach:

i) aus steuerrechtlichen Gründen das Einkom-
men einer verheirateten Frau, die mit ihrem
Mann einen gemeinsamen Haushalt führt,
in bezug auf die Steuerveranlagung für den
Zeitraum eines Jahres bzw. eines Teiles
eines Jahres als das Einkommen ihres Man-

nes und nicht als ihr eigenes Einkommen
betrachtet wird (vorbehaltlich des Rechtes
der Ehegatten, sich gemeinsam dafür zu
entscheiden, daß das Einkommen der Frau
versteuert wird, als wäre sie eine alleinste-
hende Frau mit keinem anderen Einkom-
men); und

ii) der Ehemann für die Steuer hinsichtlich
eines solchen Einkommens sowie zu
besteuernder Gewinne, die einer solchen
verheirateten Frau zufließen, veranlagt wird
(vorbehaltlich des Rechtes jedes einzelnen
von ihnen, eine getrennte Steuerveranla-
gung zu beantragen) und demzufolge
(wenn ein derartiger Antrag nicht erfolgt)
nur der Ehemann das Recht hat, gegen eine
solche Veranlagung Einspruch einzulegen
und in dieser Sache vernommen zu werden
bzw. sich bei der Verhandlung über einen
solchen Einspruch vertreten zu lassen; und

iii) der Ehemann, der mit seiner Frau einen
gemeinsamen Haushalt führt bzw. dessen
Frau gänzlich von ihm unterhalten wird,
das Recht hat, für das Veranlagungsjahr
einen Betrag von seinem Gesamteinkom-
men abzusetzen, der größer ist als jener, der
von natürlichen Personen in jedem anderen
Fall abgesetzt werden kann, und eine natür-
liche Person, deren Gesamteinkommen
irgendein Einkommen der Ehefrau mitein-
schließt, das Recht hat, diesen Absetzbetrag
um den Betrag dieses Einkommens bzw. um
einen gesetzlich festgesetzten Betrag, zu
erhöhen, wobei der geringere Betrag maß-
geblich ist.

Artikel 15

In bezug auf Art. 15 Abs. 2 geht das Vereinigte
Königreich davon aus, daß der Ausdruck „Rechts-
fähigkeit" lediglich die Existenz einer selbständigen
und gesonderten Rechtspersönlichkeit bedeutet.

In bezug auf Art. 15 Abs. 3 geht das Vereinigte
Königreich davon aus, daß es die Absicht dieser
Bestimmung ist, nur jene Bestimmungen bzw. jene
Teile eines Vertrages oder einer anderen privaten
Urkunde, die im Sinne dieses Absatzes als diskrimi-
nierend zu bezeichnen sind, als nichtig zu erklären,
nicht aber unbedingt den Vertrag bzw. die
Urkunde als Ganzes.

Artikel 16

In bezug auf Art. 16 Abs. 1 lit. f betrachtet das
Vereinigte Königreich die Bezugnahme auf die
Vorrangigkeit der Interessen der Kinder nicht als
direkt maßgeblich für die Beseitigung der Diskrimi-
nierung der Frau und erklärt in diesem Zusammen-
hang, daß die Gesetze dieser Gebiete, die sich mit
Adoption befassen, der Förderung des Wohlerge-
hens von Kindern zwar oberste Priorität geben,



3. Stück — Ausgegeben am 9. Jänner 1987 — Nr. 5 29

jedoch den Interessen der Kinder nicht dieselbe
vorrangige Stellung einräumen, wie es hinsichtlich
der Vormundschaft über Kinder der Fall ist.

Die Annahme von Art. 16 Abs. 1 durch das Ver-
einigte Königreich wird nicht dahingehend ausge-
legt, daß dadurch entweder das Recht einer Person,
frei über ihr Vermögen zu verfügen, eingeschränkt
wird oder eine Person ein Recht auf Vermögen hat,
das Gegenstand einer solchen Einschränkung ist.

Frankreich hat seine zu Art. 15 Abs. 2 und 3 und
Art. 16 Abs. 1 lit. c, d und h des Übereinkommens
erklärten Vorbehalte mit Wirkung vom 21. Juli
1986 zurückgenommen.

Vranitzky

5. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
29. Dezember 1986 betreffend den Geltungs-
bereich des Wiener Übereinkommens über das

Recht der Verträge

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Wiener Übereinkommen über das Recht der Ver-
träge (BGBl. Nr. 40/1980, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 414/1985) hinter-
legt:

Datum der Hinterlegung
Staaten: der Ratifikations-

bzw. Beitrittsurkunde:

Liberia 29. August 1985
Sowjetunion 29. April 1986
Ukrainische SSR 14. Mai 1986
Weißrussische SSR 1. Mai 1986

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung der Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde
folgende Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen
abgegeben:

ARGENTINIEN

„Argentinien betrachtet die in Artikel 45 (b) ent-
haltene Bestimmung als nicht anwendbar, da diese
Bestimmung einen im voraus erfolgenden Verzicht
auf Rechte vorsieht.

Argentinien stimmt dem Gedanken nicht zu, daß
eine, von den Parteien nicht vorausgesehene,
grundlegende Änderung der Umstände gegenüber
den zur Zeit des Abschlusses eines Vertrages gege-
benen, als Grund für die Beendigung des Vertrages
oder einen Rücktritt geltend gemacht werden kann.

Außerdem erklärt Argentinien, daß es Einwand
gegen erklärte oder zukünftige Vorbehalte hin-
sichtlich von Art. 62 Abs. 2 (a) erhebt.

Die Anwendung dieses Übereinkommens auf
Gebiete, deren Souveränität Gegenstand einer
Streitigkeit zwischen zwei oder mehreren Staaten
ist, seien es Vertragsstaaten oder nicht, kann nicht
in einer Weise aufgefaßt werden, als bedeute sie
eine Änderung, einen Verzicht auf oder die Auf-
gabe eines vorher von einem von ihnen eingenom-
menen Standpunkts."

DÄNEMARK

„Dänemark betrachtet sich gegenüber jedem
Staat, der, zur Gänze oder teilweise, einen Vorbe-
halt hinsichtlich der Bestimmungen des Artikels 66
des Übereinkommens betreffend die obligatorische
Beilegung bestimmter Streitigkeiten erklärt, als
nicht gebunden durch jene Bestimmungen des
Teils V des Übereinkommens, denenzufolge die in
Artikel 66 vorgesehenen Beilegungsverfahren im
Falle von Vorbehalten seitens anderer Staaten nicht
anzuwenden sind."

FINNLAND

„Finnland erklärt seine Auffassung, daß Artikel 7
Absatz 2 des Übereinkommens in keiner Weise dar-
auf abzielt, irgendwelche in einem Vertragsstaat
geltende innerstaatliche Rechtsvorschriften betref-
fend die Zuständigkeit für den Abschluß von Ver-
trägen abzuändern. Gemäß der Verfassung Finn-
lands steht das Recht zum Abschluß von Verträgen
dem Präsidenten der Republik zu, der auch über
die Erteilung von Vollmachten an den Regierungs-
chef und den Minister für Auswärtige Angelegen-
heiten entscheidet.

Finnland erklärt außerdem, daß es sich gegen-
über jedem Staat, der einen Vorbehalt erklärt hat
oder erklärt, demzufolge dieser Staat durch einige
oder alle Bestimmungen des Artikels 66 nicht
gebunden ist, weder durch die Verfahrensbestim-
mungen noch durch die materiellen Bestimmungen
des Teils V des Übereinkommens als gebunden
betrachtet, auf die die in Artikel 66 vorgesehenen
Verfahren auf Grund des genannten Vorbehaltes
nicht angewendet werden."

KANADA

„Anläßlich seines Beitritts zum Wiener Überein-
kommen über das Recht der Verträge erklärt
Kanada, daß es Artikel 66 des Übereinkommens
dahingehend auffaßt, daß damit die Zuständigkeit
des Internationalen Gerichtshofes in keiner Weise
ausgeschlossen werden soll, wenn diese Zuständig-
keit auf Grund der Bestimmungen eines geltenden
Vertrages besteht, der die Vertragsparteien hin-
sichtlich der Beilegung von Streitigkeiten bindet.
Bezüglich von Vertragsstaaten des Wiener Über-
einkommens, die die Zuständigkeit des Internatio-
nalen Gerichtshofes als obligatorisch anerkennen,
erklärt Kanada, daß es die Bestimmungen des Arti-
kels 66 des Wiener Übereinkommens nicht in der

6
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Weise auffaßt, daß sie ,eine andere Art der friedli-
chen Beilegung' im Sinne des Absatzes 2 (a) der
Erklärung Kanadas vorsehen, mit der die Zustän-
digkeit des Internationalen Gerichtshofes als obli-
gatorisch anerkannt wurde und die am 7. April
1970 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
hinterlegt wurde."

MAROKKO

„Marokko legt den Artikel 62 (grundlegende
Änderung der Umstände'), Absatz 2 (a) dahinge-
hend aus, daß er nicht für rechtswidrige oder
ungleiche Verträge gilt oder für Verträge, die dem
Grundsatz der Selbstbestimmung widersprechen."

NEUSEELAND

„Anläßlich der Ratifizierung des Wiener Über-
einkommens über das Recht der Verträge erklärt
Neuseeland, daß es den Artikel 66 des Überein-
kommens dahingehend auffaßt, daß damit die
Zuständigkeit des Internationalen Gerichtshofes in
keiner Weise ausgeschlossen werden soll, wenn
diese Zuständigkeit auf Grund der Bestimmungen
eines geltenden Vertrages besteht, der die Vertrags-
parteien hinsichtlich der Beilegung von Streitigkei-
ten bindet. Bezüglich von Vertragsstaaten des Wie-
ner Übereinkommens, die die Zuständigkeit des
Internationalen Gerichtshofes als obligatorisch
anerkennen, erklärt Neuseeland, daß es Artikel 66
des Wiener Übereinkommens nicht in der Weise
auffassen wird, daß er ,eine andere Art der friedli-
chen Beilegung' vorsieht, im Sinne des Satzes, der
in der Erklärung Neuseelands enthalten ist, mit der
die Zuständigkeit des Internationalen Gerichtsho-
fes als obligatorisch anerkannt wurde und die am
8. April 1940 beim Generalsekretär des Völkerbun-
des hinterlegt wurde."

SCHWEDEN

„Artikel 66 des Übereinkommens enthält einige
Bestimmungen betreffend Verfahren zur gerichtli-
chen oder schiedsgerichtlichen Beilegung oder zum
Vergleich. Nach diesen Bestimmungen kann eine
Streitigkeit betreffend die Anwendung oder Ausle-
gung der Artikel 53 oder 64, die das sogenannte jus
cogens betreffen, dem Internationalen Gerichtshof
vorgelegt werden. Betrifft die Streitigkeit die
Anwendung oder die Auslegung eines anderen
Artikels des Teils V des Übereinkommens, kann
das im Anhang zum Übereinkommen vorgesehene
Vergleichsverfahren eingeleitet werden.

Schweden ist der Ansicht, daß diese Bestimmun-
gen betreffend die Beilegung von Streitigkeiten
einen wichtigen Teil des Übereinkommens darstel-
len und daß sie nicht von den materiellen Bestim-
mungen, mit denen sie zusammenhängen, getrennt
werden können. Schweden hält es daher für nötig,

Einwendungen gegen jeden Vorbehalt eines ande-
ren Staates zu erheben, der darauf abzielt, die
Anwendung der Bestimmungen über die Beilegung
von Streitigkeiten ganz oder teilweise auszuschlie-
ßen. Schweden erhebt zwar keinen Einwand gegen
das Inkrafttreten des Übereinkommens zwischen
Schweden und einem solchen Staat, steht jedoch
auf dem Standpunkt, daß seine vertraglichen Bezie-
hungen zu diesem Staat weder die Verfahrensbe-
stimmung, hinsichtlich derer ein Vorbehalt
gemacht wurde, noch die materiellen Bestimmun-
gen, auf die sich diese Verfahrensbestimmung
bezieht, einschließen."

SOWJETUNION

„Die Sowjetunion betrachtet sich als nicht
gebunden durch die Bestimmungen des Artikels 66
des Wiener Übereinkommens über das Recht der
Verträge und erklärt, daß in jedem einzelnen Fall
die Zustimmung aller Streitparteien erforderlich ist,
wenn eine Streitigkeit betreffend die Anwendung
oder die Auslegung der Artikel 53 oder 64 dem
Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung oder
eine Streitigkeit betreffend die Anwendung oder
Auslegung eines anderen Artikels in Teil V des
Übereinkommens der Vergleichskommission zur
Prüfung vorgelegt werden soll, und daß die die
Vergleichskommission bildenden Vermittler von
den Streitparteien nur einstimmig bestellt werden
können.

Die Sowjetunion wird sich durch die Bestimmun-
gen des Artikels 20 Absatz 3 oder des Artikels 45
(b) des Wiener Übereinkommens über das Recht
der Verträge als nicht verpflichtet betrachten, da sie
der bestehenden internationalen Praxis widerspre-
chen.

Die Sowjetunion erklärt, daß sie sich das Recht
vorbehält, bei Nichteinhaltung der Bestimmungen
des Wiener Übereinkommens über das Recht der
Verträge durch andere Staaten Maßnahmen zum
Schutze ihrer Interessen zu treffen."

SYRIEN

„Syrien betrachtet den Artikel 81 als nicht in
Übereinstimmung stehend mit den Zielen und
Zwecken des Übereinkommens, da er nicht allen
Staaten ohne Unterschied oder Diskriminierung
den Beitritt gestattet.

Syrien stimmt in keinem Fall der Nicht-Anwend-
barkeit des in Artikel 62 Absatz 2 (a) genannten
Grundsatzes einer grundlegenden Änderung der
Umstände auf Verträge zu, mit denen Grenzen
festgelegt werden, da es darin eine flagrante Verlet-
zung einer zwingenden Norm sieht, die einen
Bestandteil des allgemeinen Völkerrechts bildet
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und das Recht der Völker auf Selbstbestimmung
anerkennt.

Syrien legt Artikel 52 wie folgt aus:

Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
,Drohung mit oder Anwendung von Gewalt'
schließt auch die Ausübung wirtschaftlichen, politi-
schen, militärischen und psychologischen Zwanges
und alle Arten von Zwang ein, mit denen ein Staat
genötigt wird, einen Vertrag gegen seinen Wunsch
oder seine Interessen abzuschließen.

Der Beitritt Syriens zu diesem Übereinkommen
und dessen Ratifizierung durch seine Regierung
gilt nicht für den Anhang zum Übereinkommen,
der den obligatorischen Vergleich betrifft."

TANSANIA

„Artikel 66 des Übereinkommens ist gegenüber
Tansania von keinem Staat anzuwenden, der einen
Vorbehalt gegen eine Bestimmung des Teils V oder
diesen gesamten Teil des Übereinkommens macht."

TUNESIEN

„Die in Artikel 66 (a) angeführte Streitigkeit
kann nur mit Zustimmung aller Streitparteien dem
Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung vor-
gelegt werden."

UKRAINISCHE SSR

„Die Ukrainische SSR betrachtet sich als nicht
gebunden durch die Bestimmungen des Artikels 66
des Wiener Übereinkommens über das Recht der
Verträge und erklärt, daß in jedem einzelnen Fall
die Zustimmung aller Streitparteien erforderlich ist,
wenn eine Streitigkeit betreffend die Anwendung
oder die Auslegung der Artikel 53 oder 64 dem
Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung oder
eine Streitigkeit betreffend die Anwendung oder
Auslegung eines anderen Artikels in Teil V des
Übereinkommens der Vergleichskommission zur
Prüfung vorgelegt werden soll, und daß die die
Vergleichskommission bildenden Vermittler von
den Streitparteien nur einstimmig bestellt werden
können.

Die Ukrainische SSR wird sich durch die Bestim-
mungen des Artikels 20 Absatz 3 oder des Arti-
kels 45 (b) des Wiener Übereinkommens über das
Recht der Verträge als nicht verpflichtet betrach-
ten, da sie der bestehenden internationalen Praxis
widersprechen.

Die Ukrainische SSR erklärt, daß sie sich das
Recht vorbehält, bei Nichteinhaltung der Bestim-
mungen des Wiener Übereinkommens über das
Recht der Verträge durch andere Staaten Maßnah-
men zum Schutze ihrer Interessen zu treffen."

VEREINIGTES KÖNIGREICH

„Das Vereinigte Königreich ist der Auffassung,
daß Artikel 66 des Übereinkommens in keiner
Weise darauf abzielt, die Zuständigkeit des Inter-
nationalen Gerichtshofes auszuschließen, wenn
diese Zuständigkeit auf Grund geltender Bestim-
mungen besteht, die die Parteien hinsichtlich der
Beilegung von Streitigkeiten binden. Insbesondere
und im Hinblick auf die Vertragsstaaten des Wie-
ner Übereinkommens, die mit der obligatorischen
Zuständigkeit des Internationalen Gerichtshofes
einverstanden sind, ist das Vereinigte Königreich
nicht der Auffassung, daß die Bestimmungen des
Artikels 66 Buchstabe (b) des Wiener Übereinkom-
mens über das Recht der Verträge ,eine andere Art
der friedlichen Beilegung' im Sinne von Buchstabe
(i) (a) der am 1. Jänner 1969 beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinterlegten Erklärung des
Vereinigten Königreichs vorsieht.

Das Vereinigte Königreich behält sich in jeder
Hinsicht seine Stellungnahme in bezug auf die
Erklärungen vor, die von verschiedenen Staaten
anläßlich der Unterzeichnung abgegeben wurden
und gegen die das Vereinigte Königreich Einwen-
dungen erheben wird, sollten sie anläßlich der Rati-
fizierung bestätigt werden."

WEISSRUSSISCHE SSR

„Die Weißrussische SSR betrachtet sich als nicht
gebunden durch die Bestimmungen des Artikels 66
des Wiener Übereinkommens über das Recht der
Verträge und erklärt, daß in jedem einzelnen Fall
die Zustimmung aller Streitparteien erforderlich ist,
wenn eine Streitigkeit betreffend die Anwendung
oder die Auslegung der Artikel 53 oder 64 dem
Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung oder
eine Streitigkeit betreffend die Anwendung oder
Auslegung eines anderen Artikels in Teil V des
Übereinkommens der Vergleichskommission zur
Prüfung vorgelegt werden soll, und daß die die
Vergleichskommission bildenden Vermittler von
den Streitparteien nur einstimmig bestellt werden
können.

Die Weißrussische SSR wird sich durch die
Bestimmungen des Artikels 20 Absatz 3 oder des
Artikels 45 (b) des Wiener Übereinkommens über
das Recht der Verträge als nicht verpflichtet
betrachten, da sie der bestehenden internationalen
Praxis widersprechen.

Die Weißrussische SSR erklärt, daß sie sich das
Recht vorbehält, bei Nichteinhaltung der Bestim-
mungen des Wiener Übereinkommens über das
Recht der Verträge durch andere Staaten Maßnah-
men zum Schutze ihrer Interessen zu treffen."

Vranitzky
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6.

(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr der Republik Österreich nach Rn. 2010
des ADR über die Beförderung von Peressig-
säure mit höchstens 10% bzw. 16% Peressig-

säure

(1) Abweichend von den Vorschriften der Rn.
2550, 2551 und 2557 der Anlage A des ADR darf

I. Peressigsäure mit
— höchstens 16% Peressigsäure,
— höchstens 24 % Wasserstoffperoxid,
— mindestens 39 % Wasser,
— mindestens 15% Essigsäure,
— mindestens 0,05% Stabilisator,
— Schwefelsäure 0 bis 1 % und
— Tensid 0 bis 0,3 %
und

II. Peressigsäure mit
— höchstens 10% Peressigsäure,
— höchstens 30 % Wasserstoffperoxid,
— höchstens 10% Essigsäure,
— mindestens 50 % Wasser,
— Schwefelsäure 0 bis 1 % und
— mindestens 0,05% Stabilisator

als Stoff der Klasse 5.2, Ziffer 35, im internationa-
len Straßenverkehr unter folgenden Bedingungen
befördert werden:

I. Verpackung

1.1 — Kombinationsverpackungen (Kunststoff)
der Typen 6HG2 und 6HA1 gemäß
Rn. 3537;

— Fässer aus Stahl mit einer Innenauskleidung
aus geeignetem Kunststoff des Typs 1A1
gemäß Rn. 3520;

— zusammengesetzte Verpackungen nach
Rn. 3538 mit Dosen, Kisten oder Gefäßen
aus geeignetem Kunststoff als Innenverpak-
kungen und Kisten aus Holz (Typen 4 C 1,
4 C 2, 4 D, 4 F), aus Pappe (Typ 4 G) oder
aus Stahl (Typen 4 A 1, 4 A 2) als Außen-
verpackungen. Die höchstzulässigen Füllge-
wichte der Innenverpackungen ergeben sich
aus Rn. 3538.

1.2 Innen- und Außenverpackung müssen entspre-
chend der Rn. 2557 ausgerüstet sein.

1.3 Ein Versandstück darf für die unter I. genann-
ten Stoffe nicht mehr als 25 kg und für die
unter II. genannten Stoffe nicht mehr als 50 kg
des jeweiligen Stoffes enthalten.
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2. Baumusterprüfung

Die Eignung der Verpackungen (mit Innenver-
packungen) muß durch eine Baumusterprüfung
nach den Vorschriften des Anhangs A.5 zur
Anlage A des ADR bei einer im Versandland
behördlich anerkannten Prüfanstalt/Prüfstelle
nachgewiesen sein. Es sind die Bedingungen für
Stoffe der Verpackungsgruppe I anzuwenden.

3. Zulassung und Kennzeichnung

3.1 Die Bauart der Verpackungen muß gemäß
Anhang A.5 zugelassen sein.

3.2 Jede auf Grund der zugelassenen Bauart herge-
stellte (Außen-)Verpackung muß nach den vor-
genannten Vorschriften gekennzeichnet sein.

4. Sonstige Vorschriften

4.1 Die sonstigen für Stoffe der Rn. 2551, Zif-
fer 35, geltenden Vorschriften des ADR sind
entsprechend anzuwenden.

4.2 Die Stoffe müssen bei 50°C in der zum Trans-
port eingesetzten Verpackung beständig sein.

5. Angaben im Beförderungspapier

Im Beförderungspapier ist zusätzlich zu den
sonst vorgeschriebenen Angaben folgende
Bezeichnung des Gutes aufzunehmen: „Peres-
sigsäure, 5.2, ADR."

Außerdem hat der Absender im Beförderungs-
papier zu vermerken: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 2010 des ADR."

(2) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis auf Widerruf durch eine der Ver-
tragsparteien.

Wien, den 28. 11. 1986

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Berger

Bonn, den 4. 4. 1986

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:

Bredemeier

Vranitzky
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7.

(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr der Republik Österreich nach Rn. 2010
des ADR über die Beförderung von Natrium-

hydrid und Natriumhydrid in Suspension

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2470, 2471, 2474 und 2479 der Anlage A des
ADR dürfen

— Natriumhydrid,
— Natriumhydrid mit mehr als 50% bis zu höch-

stens 80%, in Paraffinöl suspendiert, und

— Natriumhydrid bis zu 50%, in Paraffinöl
suspendiert,

als Stoffe der Klasse 4.3 im internationalen Stra-
ßenverkehr unter folgenden Bedingungen befördert
werden:

1. Verpackung

1.1 Natriumhydrid

1.1.1 Der Stoff ist in luftdicht zu verschließende
Fässer aus Stahl mit abnehmbarem Deckel
(Typ 1A2) mit einem Fassungsraum von
höchstens 50 Litern zu verpacken.

1.1.2 Die Fässer müssen mit einem Einfüll- und
Entlüftungsstutzen versehen sein. Der in
den Gefäßen nach der Füllung verbleibende
Leerraum muß mit Stickstoff ausgefüllt
sein.

1.2 Natriumhydrid zu mehr als 50% bis zu
höchstens 80% in Paraffinöl suspendiert

1.2.1 Der Stoff ist in zusammengesetzte Verpak-
kungen zu verpacken.

1.2.1.1 Innenverpackung

Der Stoff ist in Mengen bis zu höchstens
25 kg in Säcke aus geeignetem Kunststoff
zu verpacken.

1.2.1.2 Außenverpackung

Bis zu 2 solcher Säcke sind in Fässer aus
Stahl mit abnehmbarem Deckel (Typ 1A2)
mit einem Fassungsraum von höchstens
100 Litern einzusetzen.

1.2.2.1 Innenverpackung

Der Stoff darf auch in Mengen bis zu 5 kg
in Beutel aus geeignetem Kunststoff ver-
packt werden.
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1.2.2.2 Außenverpackung

Die Beutel sind paarweise in eine Kunst-
stoffolie einzuschweißen und in Fässer aus
Stahl mit abnehmbarem Deckel (Typ 1A2)
mit einem Fassungsraum von höchstens
140 Litern einzusetzen.

1.3 Natriumhydrid zu höchstens 50% in Paraf-
finöl suspendiert

1.3.1 Der Stoff ist in zusammengesetzte Verpak-
kungen zu verpacken.

1.3.1.1 Innenverpackung

Der Stoff ist in Mengen bis zu höchstens
20 kg in Säcke aus geeignetem Kunststoff
zu verpacken.

1.3.1.2 Außenverpackung

Bis zu 5 solcher Säcke sind in Fässer aus
Stahl mit abnehmbarem Deckel (Typ 1A2
der unter 2.5 genannten Richtlinien) mit
einem Fassungsraum von höchstens
200 Litern einzusetzen.

1.4 Verschluß der Fässer

Die Fässer gem. 1.2.1.2, 1.2.2.2 und 1.3.1.2
sind mit einem Spännringverschluß zu ver-
schließen, der verschraubt und mit Dicht-
schnur so abgedichtet sein muß, daß weder
Feuchtigkeit eindringen noch vom Inhalt
etwas nach außen gelangen kann.

1.5 Baumusterprüfung

Die Eignung der Verpackung gem. 1.1.1
sowie der unter Ziffer 1.2 und 1.3 genann-
ten zusammengesetzten Verpackungen
muß durch eine Baumusterprüfung nach
Anhang A.5 — Allgemeine Verpackungs-
vorschriften, Verpackungsart, Anforderun-
gen an die Verpackungen und Vorschriften
über die Prüfung der Verpackungen — zur
Anlage A des ADR bei einer im Versand-
land behördlich anerkannten Prüfanstalt/
Prüfstelle nachgewiesen sein. Es sind die
Bedingungen für Stoffe der Verpackungs-
gruppe I anzuwenden.

1.6 Zulassung und Kennzeichnung

1.6.1 Die Bauart der Verpackung/Außenverpak-
kung muß nach den vorgenannten Vor-
schriften zugelassen sein.

1.6.2 Jede auf Grund der zugelassenen Bauart
hergestellte Verpackung/Außenverpackung
muß nach den vorgenannten Vorschriften
gekennzeichnet sein.
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2. Sonstige Vorschriften

2.1 Die für Stoffe der Rn. 2471, Ziffer 2 b),
geltenden Vorschriften des ADR sind ent-
sprechend anzuwenden.

2.2 Ein Zusammenpacken ist nicht gestattet.

3. Angaben im Beförderungspapier

Im Beförderungspapier ist zu den sonst vor-
geschriebenen Angaben folgende Bezeich-
nung des Gutes aufzunehmen:

„1. Natriumhydrid,
2. Natriumhydrid mit mehr als 50% bis

zu höchstens 80%, in Paraffinöl
suspendiert, und

3. Natriumhydrid bis zu 50%, in Paraffin-
öl suspendiert;
4.3, ADR."

Außerdem hat der Absender im Beförde-
rungspapier zu vermerken: „Beförderung
vereinbart nach Rn. 2010 des ADR."

(2) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis auf Widerruf durch eine der Ver-
tragsparteien.

Wien, den 1. 12. 1986

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Berger

Bonn, den 19. 8. 1986

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:

Bredemeier

Vranitzky


